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FREIBERUFLER-TICKER vom 10. Oktober 2025 

1. BFB zu Koalitionsbeschlüssen: Signale gut, bei Aktivrente Selbstständige nicht vergessen 

Der BFB begrüßt die Pläne der Koalition zur Einführung einer Aktivrente. „Die Stoßrichtung 
stimmt. Wer arbeiten kann, soll arbeiten und dafür braucht es eben Anreize, nicht nur 
Verpflichtungen“, heißt es in der Pressemitteilung. Entscheidend sei jedoch, dass auch die rund 
1,5 Millionen Selbstständigen in den Freien Berufen berücksichtigt werden. „Die Aktivrente will 
Menschen motivieren, länger zu arbeiten oder wieder einzusteigen. Das ist ein starkes Signal und 
eine echte Reform. Auch und gerade in den Freien Berufen ist der Mangel an Arbeitskräften schon 
heute sichtbar und wird auch durch den demografischen Wandel weiter zunehmen“, betont der 
BFB. Konkret schlägt er vor, die Einbeziehung von Selbstständigen ab 2026 zu ermöglichen und 
die Wirkung bis Ende 2030 zu überprüfen. Das wäre aus Sicht des BFB ein realistischer Schritt mit 
Signalwirkung – und eine Chance für die Koalition, ihr Versprechen zur Stärkung der 
Selbstständigen einzulösen. 

2. Neue Folge des BFB-Podcasts „Rollentausch“ thematisiert Bildung 

Ist Bildung noch das Fundament unserer Gesellschaft – oder hat die Akademisierung das System 
aus dem Gleichgewicht gebracht? Und wie gelingt es, die duale Ausbildung wieder attraktiver zu 
machen? In der aktuellen Folge von „Rollentausch“ sprechen BFB-Hauptgeschäftsführer Peter 
Klotzki und Handelsblatt-Meinungschef Thomas Sigmund über die großen Bildungsfragen. Im 
doppelten Dialogformat wechseln die Rollen: Zuerst fragt der Journalist, dann der 
Wirtschaftsexperte. Die ganze Folge gibt es auf Spotify, Apple Podcasts oder mit Video auf 
YouTube. Jetzt reinhören! 

3. Beschluss der Bundesregierung zur Modernisierungsagenda 

Die Bundesregierung verabschiedete am 1. Oktober 2025 eine umfassende Agenda zur 
Modernisierung des Staates. Ziel ist es, Verwaltung und Gesetzgebung effizienter, digitaler und 
bürgernäher zu gestalten. Kernpunkte der Agenda sind der spürbare Abbau von Bürokratie, eine 
bessere und digitaltaugliche Rechtsetzung, ein serviceorientierter Staat für Bürgerinnen, Bürger 
und Unternehmen sowie ein zukunftsfähiges Personalmanagement. Insgesamt umfasst das 
Maßnahmenpaket rund 80 Einzelvorhaben. Die Modernisierungsagenda ist hier zu finden.  

4. Rentenniveau und Mütterrente 

Das aktuell geltende Rentenniveau von 48 Prozent (Verhältnis der Rente zum 
Durchschnittsverdienst) soll nach Gesetzentwurf der Bundesregierung (Entwurf eines Gesetzes 
zur Stabilisierung des Rentenniveaus und zur vollständigen Gleichstellung der 
Kindererziehungszeiten) bis 2031 verlängert werden, berichtet die Bundesregierung mit Meldung 
vom Ende vergangener Woche. Die sich daraus ergebenden Mehrkosten der Rentenversicherung 
sollen aus Steuermitteln vom Bund erstattet werden, um Auswirkungen auf den Beitragssatz 
grundsätzlich zu vermeiden. Weiter soll die sogenannte „Mütterrente“ ausgeweitet werden. Die 
Kindererziehungszeit in der gesetzlichen Rentenversicherung wird künftig für vor 1992 geborene 
Kinder um weitere sechs Monate auf insgesamt drei Jahre verlängert. Die Mehrkosten, die sich 
daraus ergeben, sollen ebenfalls vom Bund erstattet werden. Außerdem soll Personen, die die 
Regelaltersgrenze erreicht haben, die Rückkehr zu ihrem bisherigen Arbeitgeber erleichtert 
werden. Deshalb soll das Anschlussverbot des Paragrafen 14 im Teilzeit- und Befristungsgesetz 
für diesen Personenkreis aufgehoben werden. Damit soll in diesen Fällen – auch wiederholt – ein 
sachgrundlos befristetes Arbeitsverhältnis möglich sein. Die Maßnahmen dieses Gesetzentwurfs 

https://www.freie-berufe.de/pressemitteilungen/freiberufler-verband-zu-den-koalitionsbeschluessen-signale-gut-bei-aktivrente-selbststaendige-nicht-vergessen/
https://open.spotify.com/show/47GNVNDd5itw4HwMoGysf7?si=f2de502e069e4d1d
https://podcasts.apple.com/th/podcast/rollentausch-grundsatzfragen-in-politik-und-wirtschaft/id1818112605
https://youtube.com/@freie-berufe
https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/modernisierungsagenda-2386518
https://dserver.bundestag.de/btd/21/019/2101929.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/019/2101929.pdf
https://dserver.bundestag.de/btd/21/019/2101929.pdf
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sind der erste Teil eines Gesamtpakets einer Rentenreform, zu der unter anderem auch die 
Einführung der sogenannten „Aktivrente“ und der „Frühstart-Rente“ gehören. 

5. Ältere machen fast ein Viertel der Beschäftigten aus 

Von 34,2 Millionen sozialversicherungspflichtig Beschäftigten im erwerbsfähigen Alter waren 
2024 rund 7,8 Millionen (23 Prozent) zwischen 55 und 65 Jahre alt – ein neuer Höchststand. Vor 
zehn Jahren lag ihr Anteil noch bei 17 Prozent. Hauptgrund ist der demografische Wandel: Die 
geburtenstarken Jahrgänge rücken in diese Altersgruppe nach. Im Februar 2025 stieg die Zahl der 
älteren Beschäftigten weiter um 66.000 (plus ein Prozent) gegenüber dem Vorjahr. Während im 
Verarbeitenden Gewerbe ein leichter Rückgang (minus 6.000, minus 0,4 Prozent) zu verzeichnen 
war, wächst die Beschäftigung Älterer im Dienstleistungsbereich weiter. Das teilte die 
Bundesagentur für Arbeit am 29. September 2025 mit. Ein weiterer Befund: Ältere Beschäftigte 
haben ein deutlich geringeres Risiko, arbeitslos zu werden als Jüngere. Verlieren sie jedoch den 
Job, haben sie es deutlich schwerer, wieder Fuß zu fassen. Im Schnitt sind Ältere 23 Wochen 
arbeitslos, bis sie wieder eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung finden, über alle 
Altersgruppen hinweg sind es 20 Wochen. 

6. Jahresbericht des Normenkontrollrates 2025 

Der Nationale Normenkontrollrat (NKR) fordert einen radikalen Wandel bei der Gesetzgebung: 
Frühzeitige Praxis-Checks mit Expertinnen und Experten sollen Bürokratie vermeiden. Der aktuelle 
Bericht zeigt bereits Fortschritte: Der Erfüllungsaufwand sank um 3,2 Milliarden Euro. Der NKR 
sieht eine Trendwende und mahnt zur konsequenten Umsetzung der Staatsmodernisierung. 

7. Gesetzentwurf zur Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens 2025 vorgelegt 

Wie die Bundesregierung Ende vergangener Woche berichtete, legte sie einen Gesetzentwurf 
über die Feststellung des Wirtschaftsplans des ERP-Sondervermögens (European Recovery 
Program) für 2026 vor. Damit können beispielsweise Existenzgründungen, Unternehmens-
übernahmen und Wachstumsfinanzierungen mittelständischer Unternehmen der gewerblichen 
Wirtschaft und der Freien Berufe unter besonderer Berücksichtigung regionaler Fördergebiete 
durch zinsgünstige Darlehen und Beteiligungskapital mit einem Volumen von insgesamt rund 
zwölf Milliarden Euro finanziert werden. Des Weiteren sieht der Gesetzentwurf vor, dass Mittel 
aus dem ERP-Sondervermögen in Höhe von rund 1,3 Milliarden Euro für die im Wirtschaftsplan 
genannten Förderzwecke bereitgestellt werden.  

8. Veröffentlichung des Gutachtens des wissenschaftlichen Beraterkreises beim BMWE 

Ende vergangener Woche wurde das Gutachten „Eine Wachstumsagenda für Deutschland“ des 
wissenschaftlichen Beraterkreises beim Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (BMWE) 
veröffentlicht. Demnach stagniert Deutschlands Wirtschaft seit 2021 und überschreitet heute 
kaum das Niveau des Bruttoinlandsprodukts von 2019, während andere Länder wuchsen. 
Ursachen werden unter anderem in einem Innovationsdefizit, wachsender Regulierungslast, 
einem überdimensionierten Sozialstaat und einem schleppenden Strukturwandel gesehen. Als 
Lösung schlägt das Gutachten eine ordnungspolitische Neuausrichtung vor, mit den 
Schwerpunkten Innovation fördern, Bürokratie abbauen, Marktprozesse stärken statt zu 
dirigieren. Zudem sollen Investitionen gezielt in produktive Zukunftsbereiche fließen 
(beispielsweise Bildung, Infrastruktur, Forschung), nicht in konsumtive Ausgaben. Die 
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler fordern zudem Reformen des Sozialsystems (flexiblere 
Rentenaltersregelungen, Steuer- und Abgabenlasten), Deregulierung und stärkere europäische 
Integration als Hebel für Wachstum.  

https://www.arbeitsagentur.de/presse/2025-40-mehr-aeltere-beschaeftigte-denn-je-wiedereinstieg-ist-groesste-herausforderung
https://www.normenkontrollrat.bund.de/Webs/NKR/SharedDocs/Downloads/DE/Jahresberichte/2025-jahresbericht.pdf?__blob=publicationFile&v=5
https://dserver.bundestag.de/btd/21/018/2101899.pdf
https://www.bundeswirtschaftsministerium.de/Redaktion/DE/Downloads/W/wachstumsagenda-fuer-deutschland.pdf?__blob=publicationFile&v=6
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9. Digitales Pilotprojekt für Gründerinnen und Gründer 

Die KfW und das Land Berlin führen laut Mitteilung vom 6. Oktober 2025 ein neues digitales 
Verfahren ein, das bundesweit Maßstäbe setzen soll. Ab sofort können Gründerinnen und 
Gründer in Berlin ihre Gewerbeanmeldung und die steuerliche Anmeldung beim Finanzamt in 
einem einzigen digitalen Vorgang über die Gründerplattform-App der KfW durchführen. Die Daten 
werden dabei direkt elektronisch an das zuständige Finanzamt übermittelt. Das bisherige 
Doppelverfahren bei zwei verschiedenen Behörden entfällt. Das Projekt startet in Berlin. Ziel ist 
eine bundesweit einheitliche, vollständig digitale Gründung innerhalb von 24 Stunden.  

10. Digitale Verwaltung und Künstliche Intelligenz aus Bürgersicht 

Die Mehrheit der Bürgerinnen und Bürger in Deutschland möchte, dass Ämter und Behörden 
Künstliche Intelligenz (KI) zur Bearbeitung von Anträgen einsetzen. Sieben Prozent wollen, dass 
bei einem eigenen Antrag die KI den Antrag selbsttätig prüft und auch entscheidet. 17 Prozent 
möchten, dass die KI die Prüfung vornimmt, letztlich aber ein Mensch über Anträge entscheidet 
und 39 Prozent wünschen sich, dass wie bisher ein Mensch für Prüfung und Entscheidung 
zuständig ist, aber eine KI das Ergebnis noch einmal kontrolliert. 31 Prozent lehnen jeden 
KI-Einsatz bei ihren Anträgen ab. Das sind Ergebnisse einer repräsentativen Befragung unter 1.005 
Personen ab 18 Jahren in Deutschland im Auftrag des Digitalverbandes Bitkom, die am 
30. September 2025 veröffentlicht wurden.  

11. EU-Vergleich 1: IT-Sicherheitsvorfälle in Unternehmen 

2023 meldeten 21,5 Prozent der Unternehmen in der Europäischen Union (EU) IT-
Sicherheitsvorfälle mit Auswirkungen wie Dienstunterbrechungen, Datenverlust oder 
Offenlegung vertraulicher Informationen. Besonders häufig betroffen waren Firmen in Finnland 
(42,2 Prozent), Polen (32,5 Prozent) und Malta (28,7 Prozent). Am seltensten traten Vorfälle in 
Österreich (11,5 Prozent), Slowenien (11,6 Prozent) und Bulgarien (12,1 Prozent) auf. Der Wert 
für Deutschland wird mit 25,1 Prozent ausgewiesen. Zu den am stärksten betroffenen Branchen 
zählten Energieversorgung (28,8 Prozent), Informations- und Kommunikationstechnik (27,9 
Prozent) sowie wissenschaftliche und technische Dienstleistungen (26,8 Prozent). Diese 
Ergebnisse veröffentlichte das statistische Amt der EU am 8. Oktober 2025.  

12. EU-Vergleich 2: Lehrkräfte 2023 

2023 waren in der Europäischen Union (EU) rund 5,26 Millionen Lehrkräfte an Grund- und 
weiterführenden Schulen tätig. Davon arbeiteten 36 Prozent in Grundschulen, 34 Prozent in der 
Sekundarstufe I und 30 Prozent in der Sekundarstufe II. Frauen stellten mit 73 Prozent den 
größten Anteil der Lehrkräfte. 52 Prozent waren zwischen 30 und 49 Jahre alt, 40 Prozent waren 
50 Jahre oder älter, und nur acht Prozent waren jünger als 30 Jahre. Im Durchschnitt kamen 
12,2 Schüler auf eine Lehrkraft – ein Verhältnis, das in den letzten zehn Jahren gesunken ist (2013: 
13,3). Das höchste Schüler-Lehrer-Verhältnis wurde in den Niederlanden (16) gemessen, gefolgt 
von Frankreich (14,9) und der Slowakei (14,7). Die niedrigsten Werte verzeichneten Griechenland 
(8,4), Malta und Luxemburg (je 8,8). Für Deutschland liegt der Wert bei 13,4. Diese Daten 
veröffentlichte das Statistische Amt der EU (Eurostat) am 2. Oktober 2025.   

13. Stand der Umsetzung des Förderprogramms „Junges Wohnen“ 

Wie die Bundesregierung in ihrer Antwort (21/1790) auf eine Kleine Anfrage zur Wohnsituation 
junger Menschen, insbesondere Auszubildender, ausführt, sei der akute Mangel an Wohnraum 
für Auszubildende erkannt worden. Viele junge Menschen müssten trotz Berufsausbildung noch 
bei den Eltern wohnen oder pendeln, weil sie keine Wohnung fänden. Mit dem Programm „Junges 

https://www.kfw.de/%C3%9Cber-die-KfW/Newsroom/Aktuelles/Pressemitteilungen-Details_865472.html
https://www.bitkom.org/Presse/Presseinformation/Digitale-Verwaltung-Zwei-Drittel-moechten-Antraege-von-KI-bearbeitet-werden
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/ddn-20251008-1
https://ec.europa.eu/eurostat/de/web/products-eurostat-news/w/edn-20251002-1
https://dserver.bundestag.de/btd/21/017/2101790.pdf
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Wohnen“ fördere die Bundesregierung den Bau und die Modernisierung von Wohnheimplätzen 
für Studierende und Auszubildende. Bislang seien mehrere Milliarden Euro Bundes- und 
Landesmittel bereitgestellt worden, der Förderzeitraum laufe bis 2029/2030. Wie die 
Bundesregierung weiter ausführt, seien Strukturen (wie Azubiwerke) bisher kaum vorhanden, die 
Datenlage schwach und die Umsetzung der Maßnahmen noch am Anfang.  Unternehmen sollen 
motiviert werden, selbst Wohnraum für Auszubildende bereitzustellen. Geprüft werde, ob der 
Ankauf von Wohnungen mit Belegungsrechten für Auszubildende erleichtert werden könne.  

14. Anmeldung zur Premiere des Tags der jungen Freien Berufe 

Am 7. November 2025 lädt das BFB-Gesprächsforum „Junge Freie Berufe“ erstmals zum Tag der 
jungen Freien Berufe nach Berlin ein. Ab 13 Uhr erwartet Sie ein vielseitiges Programm mit 
inspirierenden persönlichen Geschichten, Impulsen für berufspolitisches Engagement sowie 
praxisnahen Einblicken in Gründung, Nachfolge und Strategien zur Vereinbarkeit von Familie und 
Beruf. Außerdem werden zentrale politische Forderungen junger Freiberuflerinnen und 
Freiberufler thematisiert. Es gibt keine formale Altersgrenze – besonders angesprochen sind 
jedoch junge Berufsträgerinnen und Berufsträger bis circa 45 Jahre. Mit dabei sind engagierte 
Berufsträgerinnen und Berufsträger sowie Vertreterinnen und Vertreter aus dem BFB-Netzwerk. 
Aus der Politik haben unter anderem zugesagt: Johannes Winkel MdB (CDU), Bundesvorsitzender 
der Jungen Union, und Sebastian Roloff MdB (SPD), wirtschaftspolitischer Sprecher der SPD-
Bundestagsfraktion und Beauftragter für Freie Berufe. Das vorläufige Programm finden Sie hier. 
Ab circa 17 Uhr lädt der lockere Ausklang „Snack & Connect“ zu Austausch und Networking ein. 
Die Teilnahme ist kostenfrei, eine Anmeldung ist erforderlich. Am Abend geht es ab 18 Uhr weiter 
mit Drinks in der Meliá Lounge Bar im Erdgeschoss des Hotels an der Friedrichstraße 103, direkt 
im Herzen Berlins, mit Blick auf das urbane Treiben (Selbstzahlerbasis). Das offizielle Ende ist 
gegen 20 Uhr vorgesehen. Am Samstagvormittag, 8. November 2025, gibt es bei einer Führung 
mit Dipl.-Restaurator (FH) Jan-Marek Buch (Buch & Schudrowitz GbR, VDR) exklusive Einblicke in 
Restaurierung und Denkmalpflege. Der BFB dankt: AIA, der Deutschen Apotheker- und Ärztebank, 
der Bundesnotarkammer, der Friedrich-Naumann-Stiftung für die Freiheit, der KfW und 
Pantamedia.  

 

 

https://www.freie-berufe.de/wordpress/wp-content/uploads/2025/09/BFB_Programm230925.pdf
https://www.freie-berufe.de/14062-2/
http://www.linkedin.com/company/bundesverband-der-freien-berufe/

